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Vorwort zur

Tasenbuausgabe

Fast drei Jahre sind seit dem Absluss des Manuskripts von Gekaue Zeit

vergangen.

[1]

 Au wenn die Krise, von der das Bu handelt, si eine Zeit

lang nit mehr so explosiv entwielt hat wie im Sommer 2012, so finde i

bei nomaliger Lektüre nits, was zurüzunehmen oder umzusreiben

wäre. Verlängernde Ergänzungen, sortierende Nuancierungen und

gelegentlie Verdeutliungen sind aber immer angebrat, au als Dank

für die zahlreien Rezensionen, unterstützend wie kritis, die das Bu in

so kurzer Zeit im In- und Ausland erfahren dure – zur Überrasung seines

Autors, dessen publizistise Reiweite bislang überwiegend an die

spezialisierter Fazeitsrien gebunden war. Kapitalismus als

Krisensequenz, Wirtsa als Politik des »Marktkampfs« (Weber), empiris

rekonstruiert in historiser Zeit, als Produkt strategisen Handelns und

kollektiver Verteilungskonflikte in si ausbreitenden Märkten, getrieben

von einer dynamisen Weselbeziehung zwisen Klassen- und

Interessenlagen einerseits und organisierten Gruppen und politisen

Institutionen andererseits, unter besonderer Berüsitigung der

finanziellen Reproduktionsprobleme des Staates: Mein Versu einer

zeitgemäßen, an die klassisen Kapitalismustheorien, vom Marxismus bis

zur Historisen Sule, selektiv und manmal eklektizistis

ansließenden politisen Ökonomie, entwilungsbedürig, wie er na

wie vor ist, hat ein erstaunli breites und engagiertes Publikum gefunden,

weit über jedes erwartbare Maß hinaus.

Nit alle der zahlreien emen, die die Leserinnen und Leser des

Bues bemerkens- und kommentierenswert gefunden haben, müssen und

können hier aufgegriffen werden. So muss es späteren Gelegenheiten

überlassen bleiben, möglie Einsiten zum Weselverhältnis zwisen



eoriegesite und Gesellsasentwilung herauszuarbeiten, wie sie

si aus dem Ansluss an die Krisentheorien der 1970er Jahre vermutli

gewinnen ließen. Im Folgenden besränke i mi darauf, zunäst im

Rübli die begrifflien und forsungstaktisen

Konstruktionsprinzipien des im Bu entfalteten Arguments särfer

herauszuarbeiten, soweit eine politis-ökonomis orientierte

Makrosoziologie aus ihnen möglierweise etwas lernen könnte. Daran

ansließend möte i auf die zwei emen eingehen, die im Bu

ineinander verfloten sind und auf die si die Diskussionsbeiträge von

Lesern und Kritikern überwiegend bezogen haben: wie es weitergeht mit

Finanz- und Fiskalkrise und dem Verhältnis von Kapitalismus und

Demokratie und was man über die Aussiten für Europa und seine

Einigung unter dem Vorzeien einer gemeinsamen Währung na Maßgabe

der Europäisen Währungsunion heute sagen könnte.

Kapitalismusgesite als

Krisensequenz

In Gekaue Zeit behandle i die globale Finanz- und Fiskalkrise von 2008

nit als freistehendes Einzelereignis, sondern als Teil und versusweise

au als Stufe einer historisen Sequenz. In dieser unterseide i drei

Phasen: die Inflation der 1970er Jahre, die beginnende Staatsversuldung im

Jahrzehnt dana und die zunehmende Versuldung der privaten Haushalte

sowie der Unternehmen sowohl des industriellen als au des Finanzsektors

seit Mie der 1990er Jahre. Den drei Phasen war gemeinsam, dass jede von

ihnen in einer Krise endete, deren Lösung zuglei Ausgangspunkt einer

neuen Krise war. Anfang der 1980er Jahre, als die US-amerikanise

Zentralbank dur eine brutale Zinserhöhung die Inflation weltweit

beendete, stieg, gewissermaßen als Ausglei, die Staatsversuldung; und

als diese in einer ersten Konsolidierungswelle Mie der 1990er Jahre

zurügeführt wurde, nahm in zahlreien Ländern die Versuldung der



privaten Haushalte zu, wie in einem System kommunizierender Röhren, und

die Finanzwirtsa expandierte, mit nie dagewesener Dynamik, bis sie 2008

von den Staaten auf Kosten ihrer Bürger gereet werden musste.

[2]

Dass allen diesen Entwilungen ein Verteilungskonflikt zugrunde lag, der

si aus der mit dem Ende des Nakriegswastums zunehmenden

Unfähigkeit des kapitalistisen Wirtsassystems bzw. der Unwilligkeit

seiner Eliten ergab, den Ansprüen der demokratis verfassten

Nakriegsgesellsaen geret zu werden, war nit meine Entdeung;

die zeitgenössisen politis-ökonomisen Analysen von Inflation,

Staatsversuldung und Finanzialisierung liefen mehr oder weniger auf

dasselbe hinaus. Mein Beitrag in dem Bu und in den Aufsätzen, die ihm

vorausgingen, bestand darin, die Parallelen und den gemeinsamen Nenner

herauszuarbeiten – und damit ein krisentheoretises Analyseraster

vorzuslagen, das grundsätzli au auf die gegenwärtige

Entwilungsphase des globalen Kapitalismus anwendbar sein sollte.

Gekaue Zeit zeigt, wie in der Abfolge von Inflation, Staatsversuldung

und Aulähung der privaten Finanzmärkte das Wastum in den reifen

kapitalistisen Ländern seit den 1970er Jahren zurüging, die Ungleiheit

der Verteilung zunahm und die Gesamtversuldung stieg. Zuglei nahm

die Wahlbeteiligung langfristig ab, Gewerksaen (und politise Parteien;

Mair 2013) verloren an Mitgliedern und Mat, und Streiks verswanden

fast ganz (Säfer und Stree 2013). In meinem Bu arbeite i heraus, wie

si parallel dazu die Arena des verteilungspolitisen Konflikts allmähli

vom Arbeitsmarkt in der Phase der Inflation auf die Sozialpolitik in der Zeit

der Staatsversuldung, die privaten Finanzmärkte in der Ära der

Finanzialisierung und die internationale Finanzdiplomatie na der Krise

na 2008 verlagerte: in immer abstraktere, der menslien

Lebenserfahrung und dem Zugriff demokratiser Politik immer weiter

entrüte Handlungsräume. Hier besteht eine der erverbindungen, die i

zwisen der Entwilung des Kapitalismus und der neoliberalen

Transformation der Demokratie herzustellen versut habe. Eine andere

ergibt si aus einem weiteren historisen Dreisri, dem vom Steuer-

zum Sulden- und dana zum Konsolidierungsstaat. In dieser Hinsit



sließt meine Analyse an die Tradition der Finanzsoziologie und die in den

1970er Jahren aufgekommene Vorahnung einer bevorstehenden Finanzkrise

des Staates (Bell 1976b; O’Connor 1973) an. Au dabei verfahre i

vornehmli induktiv, ausgehend von tatsälien, über die letzten vier

Jahrzehnte in den Ländern des OECD-Kapitalismus zu beobatenden

Entwilungen.

[3]

Kapitalismus als Einheit

Meinen Lesern konnte nit entgehen, dass das Bu den Kapitalismus der

OECD-Länder als, wenn au vielfältige Einheit behandelt, konstituiert

sowohl dur Interdependenz, insbesondere dur Abhängigkeit von den

Vereinigten Staaten, als au dur ihnen gemeinsame interne Konfliktlinien

und Integrationsprobleme. Für den einen oder anderen hat dies die Frage

aufgeworfen, wie jemand, der in der Vergangenheit die Untersiede

zwisen nationalen kapitalistisen Wirtsassystemen untersut hat,

nun auf einmal ihre Gemeinsamkeiten betonen kann. Die Antwort ist, dass

Untersiede und Gemeinsamkeiten si nit aussließen und man, je

nadem was man wissen will, das eine oder das andere in den Vordergrund

rüen darf und muss.

[4]

 Im vorliegenden Fall ergab si die eher holistise

Perspektive der Untersuung wiederum vor allem induktiv: aus dem

empirisen Saverhalt, dass viele der Phänomene, die mit der Krise von

2008 in Zusammenhang standen, und gerade au die seit den 1970er Jahren

zu beobatenden Krisen, Ereignissequenzen und Wandlungsprozesse, den

Ländern des OECD-Kapitalismus gemeinsam waren, und zwar in duraus

überrasendem Ausmaß – o zeitli versoben, manmal in

untersiedlien nationalspezifisen Formen, aber unverkennbar von

derselben Logik geprägt und denselben Konflikten und Problemen getrieben;

man kann dies an den zahlreien in das Bu aufgenommenen

Verlaufsdiagrammen überprüfen.



Allerdings traf mi dieser Umstand nit unvorbereitet. Bei der Arbeit

an einem Bu über längerfristige graduelle Veränderungen in der deutsen

politisen Ökonomie (Stree 2009b) hae i Gelegenheit, einen

komplexen, sektorübergreifenden Wandlungsprozess zu analysieren, der si

mir als Liberalisierungsprozess darstellte, und zwar au ohne dass i

damals die fundamentale Bedeutung der Finanzialisierung des Kapitalismus,

einsließli des deutsen, für diesen Vorgang au nur annähernd

verstanden häe (das Manuskript ging im Sommer 2008 an den Verlag). Für

meine Einsätzung der vergleienden Kapitalismusforsung war dies

deshalb witig, weil in dieser Deutsland (zusammen mit Japan) immer

als der witigste nitliberale Gegenpol zum liberalen angloamerikanisen

Kapitalismus figuriert hae.

[5]

Son in dem Bu von 2009 gab es deshalb

eine dezidierte Kritik der Nit-Konvergenz-Dogmatik, wie sie insbesondere

Hall und Soskice (2001) ab Mie der 1990er Jahre entwielt haen. Später

habe i diese Position weiterentwielt und meine neugewonnene

Überzeugung no vor dem Erseinen von Gekaue Zeit in einer Reihe von

Aufsätzen niedergelegt (Stree 2011b; 2011c; 2012c).

[6]

Gesite und Vorgesite: Die

Ausnahme und die Regel

Die Krisensequenz, deren inneren Zusammenhang i herausgearbeitet zu

haben glaube, beginnt in den Jahren zwisen 1968 und 1975. Da jede

Gesite eine Vorgesite hat, ist ihr Anfang immer ebenso offen wie ihr

Ende. Denno muss, wer sie resümieren will, einen Ausgangspunkt wählen;

irgendwo muss es losgehen. Freili sollte man für die Wahl seines Anfangs

gute Gründe haben, und möglierweise häe i diese deutlier maen

sollen. Die 1970er Jahre sind die Zeit, in der die von meinen Kurvensaren

abgebildeten krisenhaen Entwilungen begannen: Inflation,

Staatsversuldung, Marktversuldung, strukturelle Arbeitslosigkeit,

sinkendes Wastum, wasende Ungleiheit, jeweils mit nationalen



Abweiungen, aber immer in dieselbe Ritung – manmal mit

Unterbreungen, au auf untersiedliem Niveau, aber immer als

allgemeine Trends erkennbar. Dass es si bei den 1970er Jahren um einen

Wendezeitraum handelt, ist heute übrigens nit nur in der politisen

Ökonomie (Glyn 2006) fast son ein Gemeinplatz; siehe das erstaunlie

Ausmaß der zeitgesitlien Forsung zu diesem Zeitabsni (Bla

2009; Cowie 2010; Doering-Manteuffel und Raphael 2008; Ferguson et al.

2010; Jaraus 2008; Judt 2005; Raithel et al. 2009; Rodgers 2011).

Natürli, wie gesagt, häe i au früher anfangen können,

[7]

 und

ebenfalls mit guten Gründen. Vorzügli geeignet häen si die 1930er

Jahre, zumal die Weltwirtsaskrise in den politisen Steuerungszentralen

des Nakriegskapitalismus seit der sogenannten »ersten Ölkrise« ständig

als Alptraum präsent war. Zu dem, was aus der Vorgesite der in

Gekaue Zeit zusammengesetzten Gesite zu lernen wäre, gehört ja, dass

kapitalistise Wirtsasgesellsaen von innen her instabil und für die

große Mehrzahl ihrer Mitglieder hogefährli werden können,

vergleibar einem nuklearen Reaktor mit seinen jederzeit möglien

normal accidents (Perrow 1984). Die Gesite der ersten Häle des 20.

Jahrhunderts lehrt das besser als die der zweiten, weil Letztere die

Ausnahmejahre der trente glorieuses, des Golden Age oder au des

Wirtsaswunders einsließt, von der Weltsit und Lebensgefühl weithin

immer no geprägt werden, jedenfalls in Deutsland, au wenn das, was

seit den 1970er Jahren gesehen ist und in der Krise von 2008 vorläufig

kulminierte, eigentli nur bedeuten kann, dass diese Ausnahmezeit genau

eine sole war, also mit ihrer Wiederkehr grundsätzli nit zu renen

ist.

Na Lektüre versiedener mir zuteilgewordener Rezensionen ist mir

klar geworden, dass meine Entseidung, die unmielbaren

Nakriegsjahrzehnte sozusagen vorne vor zu lassen, einen erheblien

Spielraum für Missverständnisse, duraus au böswilliger Art, eröffnet

hat, den i vielleit do irgendwie häe zusperren sollen. Dass die

angloamerikanise Rede vom »goldenen Zeitalter« immer mit einem

ironis-skeptisen Unterton daherkommt, kann nit jeder wissen – was



jemanden wie mi, der sie wie selbstverständli mit eben diesem Unterton

verwendet, der Gefahr aussetzt, als »Nostalgiker« denunziert zu werden.

[8]

Eigentli hae i gedat, dass i das, was zu den Jahren zwisen dem

Ende des Krieges und dem age of fracture (Rodgers 2011) als Hintergrund

meiner Rekonstruktion der Gesite na dem Bru zu sagen gewesen

wäre, mindestens implizit au gesagt habe: dass es si um eine Epoe

handelte, in der vor allem infolge des Krieges die Matverhältnisse

zwisen den Klassen ausgeglien waren wie niemals vorher im

Kapitalismus

[9]

 (und, wie wir nun wissen, au niemals naher), was si

unter anderem in der seinerzeit weithin geteilten Vorstellung niederslug,

dass es Kapitalismus als paktierte Wirtsas- und Gesellsasordnung nur

dann weiter geben konnte, wenn er in Form gesellsalien Fortsris

au dem kleinen Mann und der kleinen Frau zugutekam; dass er, wenn es

ihn denn geben soll, »liefern« muss: nämli Vollbesäigung, soziale

Sierheit, mehr Autonomie in der Arbeit und mehr Zeit außerhalb

derselben, ein Ende materieller Armut ebenso wie zykliser

Wirtsaskrisen usw. usf. Natürli war das alles damals nit allgemein

gefestigte Wirklikeit, weit entfernt davon. Aber es bestand do, bis tief

hinein in das konservative Lager, die grundsätzli unangefotene

Vorstellung, dass sozialer Fortsri eine Bringsuld der politisen und

wirtsalien Eliten sei, nit notwendig auf einen Slag fällig, aber do

laufend von Jahr zu Jahr abzuleisten, wenn nötig unter Nahilfe dur

starke Gewerksaen und effektive politise Mobilisierung im Rahmen

demokratiser Institutionen und miels einer Wirtsaspolitik, die

Wastum dur Umverteilung von oben na unten und nit

umgekehrt

[10]

zu erreien sute und angesits der politisen Umstände

au gar nit anders suen konnte.

Ist das alles, was zu den drei Jahrzehnten zwisen dem Ende des Krieges

und dem Ende der Nakriegszeit zu sagen wäre? Selbstverständli nit,

aber mein ema waren ja nit die trente glorieuses, sondern die Krisen,

die ihnen folgten. Im Bu habe i mir die Freiheit genommen, deren

Abfolge als das zu besreiben, was sie na meinem Eindru insgesamt

waren, nämli eine Verlust- und Niederlagengesite für diejenigen, die



auf einen interventionsfähigen Wohlfahrtsstaat und eine aktivistise Politik

angewiesen sind – und i sehe keinen Grund, in der säkularen Zunahme

von Arbeitslosigkeit, Prekarität, Arbeitszeit und Webewerbsdru im

gegenüber dem postwar selement weiter »fortgesrienen« Kapitalismus

bei gleizeitiger Abkopplung der Einkommen vom Produktivitätsfortsri

und rapide wasender Ungleiheit sowie dem Übergang zu einer

Wirtsaspolitik, die im genauen Gegenteil zur Nakriegszeit auf

Umverteilung von unten na oben als Wastumsmotor setzt, au no

irgendwie »das Positive« lokalisieren zu sollen.

[11]

Wo i mit meinen Kritikern einig bin, ist in ihrem Bestehen auf dem

Ausnahmearakter des Golden Age im Verglei sowohl zum 19.

Jahrhundert wie zur ersten Häle des 20. Jahrhunderts. Aber was tröstli

daran sein soll, dass wir heute dabei sind, Fortsrie auf dem Weg in eine

kapitalistise Normalität zu maen, die aussehen könnte wie die Welt der

Zwisenkriegsjahre, will si mir nit ret ersließen. Mir war es um

den Umstand zu tun, dass die drei Nakriegsjahrzehnte eine Epoe waren,

in der die kapitalistise Marktwirtsa nit mehr, wie im klassisen

Liberalismus, als Naturzustand galt, sondern als politise Konstruktion, der

nur so lange eine Existenzberetigung eingeräumt wurde, wie sie im

sieren Griff einer dur die 1930er Jahre ernüterten politisen bzw. in

der staatszentrierten Kriegswirtsa des Zweiten Weltkrieges angelernten

tenokratisen Elite war, die eines über alle Parteigrenzen hinweg

gemeinsam haen: tiefe, erfahrungsbegründete Zweifel an der Tragfähigkeit

und Tragbarkeit freier kapitalistiser Märkte, also eben jener

Wirtsasordnung, in die wir mit dem globalen Neoliberalismus unserer

Tage wieder einzutreten im Begriff sind.

Krisen und Klassen

Wie gesagt, i lokalisiere den Epoenbru in der politisen Ökonomie

der kapitalistisen Demokratien in den 1970er Jahren. Was damals begann,



besreibe i als »neoliberale Revolution«, man könnte au sagen: als

Restauration der Ökonomie als gesellsalie Zwangsgewalt, freili nit

für alle, sondern nur für die allermeisten, bei gleizeitiger Befreiung der

sehr wenigen von politiser Kontrolle. Sta den Vorgang als Ausdru

ewiger standardökonomiser Gesetzmäßigkeiten zu verdinglien,

behandle i ihn als Verteilungskonflikt zwisen Klassen. Dabei erlaube i

mir, die Klassenstruktur vereinfaend, aber do auf duraus ehrwürdige

Weise, anhand der überwiegenden Einkommensarten zu definieren, also die

Mitglieder der Kapitalistisen Gesellsa grundsätzli in

»Lohnabhängige« und »Profitabhängige« aufzugliedern, duraus unter

Berüsitigung des Umstands, dass eine heute zahlenmäßig nit geringe

Mielsit beiden Lagern angehören kann, allerdings weit überwiegend

mehr dem Ersteren als dem Letzteren. Dass i darüber irgendwann

Reensa würde ablegen müssen, war mir klar; aber i wollte und

konnte kein Bu über Klassentheorie sreiben. Meine Lösung war, mit den

einslägigen Konzepten so vorsitig wie mögli umzugehen, wobei i

Kennern der Materie dur Bezug auf Kaleis politise Konjunkturtheorie

immerhin andeuten wollte, was mir vor allem vorswebte, nämli eine

Abbildung von Ökonomie als Politik (im Gegensatz zur

standardökonomisen Institutionentheorie, die Politik als Ökonomie

abbildet); von ökonomisen »Gesetzen« als Projektion von

gesellsalien Matverhältnissen; und von Krisen, jedenfalls der Krisen,

die im Bu behandelt werden, als Verteilungskonflikte bzw. als Folge

derselben.

Zwe der Übung war, der Public-Choice-Erzählung von den übermütigen

Massen, deren rulose Forderungen na immer mehr »die Wirtsa« aus

ihrem an si normalen Gleigewit gebrat haben, eine realistisere

Rekonstruktion der Ereignisse gegenüberzustellen, der zufolge es nit die

Lohn-, sondern die Profitabhängigen waren, die den demokratisen

Sozialkapitalismus der Nakriegszeit verraten und verkau haben, weil er

ihnen zu teuer geworden war.

[12]

Dabei stelle i der internationalen

Streikwelle von 1968-69 einen Kaleisen »Investitionsstreik« in den

1970er Jahren gegenüber, von dem i behaupte, dass er sehr viel



wirkungsvoller war als alles, was Gewerksaen und »Lohnabhängige«

selbst damals in ihrem Arsenal haen. In diesem Zusammenhang ist die

Frage, wie man si eigentli so etwas wie strategis koordiniertes

Konflikthandeln von Unternehmen und Unternehmern unter

Webewerbsbedingungen vorstellen soll (wie »die Profitabhängigen« si

aus einer »Klasse an si« heraus als »Klasse für si« sozial konstituieren

oder konstruieren sollen), alles andere als illegitim; i habe über

Wirtsasverbände gearbeitet und weiß, wele Nüsse da zu knaen sind

(und wele die Verbände knaen müssen, um ihre Mitglieder auf Linie zu

bringen und beispielsweise kollektive Handlungskapazitäten aufzubauen,

ohne als Folge in korporatistise Verpflitungsprozesse eingebunden bzw.

daran gehindert zu werden, si aus ihnen zu lösen). Trotzdem saffen sie

es, kollektives Handeln als über ink-Tanks, öffentlie Erklärungen,

Konferenzen, Prognosen von Forsungsinstituten, Verlautbarungen von

internationalen Organisationen, Rating-Agenturen und Anwalts- und PR-

Firmen und dergleien abgestimmtes individuelles Handeln zu

organisieren, national wie international, mit dem Ziel, Konkurrenz zwisen

Unternehmen dur Standortkonkurrenz um Unternehmen

auszubalancieren. Das Ende der Nakriegszeit waren denn au die Jahre,

in denen si die Beswerden »der Wirtsa« über »Überbesäigung«,

rigide Arbeitsmärkte, zu hohe Löhne, zu niedrige Gewinne (»profit

squeeze«), Überregulierung usw. häuen und eine intensivierte

Lobbytätigkeit dringlie, öffentlie ebenso wie geheime Aufforderungen

an die Politik ritete, im Namen einer Wiederbelebung des Wastums

endli etwas für »die Wirtsa« zu tun.
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Für mi, zugespitzt formuliert, besteht die witigste Form der

politisen Matausübung »des Kapitals« und seiner Verwalter darin, auf

Nummer Sier zu gehen und die ihnen von der Gesellsa als »Eigentum«

überlassenen gesellsalien Ressourcen entweder zeitweilig stillzulegen

oder ganz und gar außer Landes zu saffen – Markthandeln als politises

Handeln, exit sta voice. Wie wir wissen, hat das bei Regierungen eine

starke und kravoll zu kapitalfreundliem Handeln ermutigende Wirkung.

»Massive Verunsierung«, kommuniziert dur Verbände und



nahestehende Presse- und Forsungsorgane, reit da o son aus: »das

Kapital« »sprit« dur Klagen über allgemeines Unwohlsein, dur

Aentismus, Abwanderung, sinkende Investitionsraten usw. – dur, wenn

man so will, gleigeritete Reaktionen auf weniger als den

»Reservationsgewinn« verspreende politise Marktlagen, die si dann

zu den üblien volkswirtsalien Indizes verditen. Am Ende, wenn es

drauf ankommt, aggregieren si die täglien Abstimmungen der

Kapitaldisponenten am »Markt« zu einer klaren und deutlien

Gesamtaussage, die niemand, der »Verantwortung trägt«, si leisten kann

zu ignorieren.

Witig ist mir als Sozialwissensaler, dass Prozesse wie der von mir

angedeutete nit notwendig auf aktenkundig dokumentierbare strategise

Führung zurügeführt werden müssen und können. Viel sprit dafür, dass

die Logik oder gar Direktionalität der von mir nagezeineten

Entwilung, einsließli beispielsweise des Wandels des Steuerstaats zum

Sulden- und ansließend zum Konsolidierungsstaat, eine emergente war

und ist: eine, die für ihr Zustandekommen von den beteiligten Akteuren

weder geplant no gewollt werden muss, weil sie si notfalls au hinter

ihrem Rüen vollziehen würde. Man könnte vorsitig sagen (vorsitig,

um nit von einem unhaltbaren Voluntarismus in einen ebenso unhaltbaren

Determinismus zu verfallen), dass die unterliegende Problemstruktur,

einsließli der mit untersiedlien, zum Teil situativ weselnden

Matressourcen ausgestaeten Interessenlagen der Beteiligten, in jeder der

aufeinanderfolgenden Krisen das den Akteuren zur Verfügung stehende

Handlungsrepertoire eingrenzte, im Zusammenwirken mit der jeweils

vorangegangenen Vor- und Teilgesite und den zum jeweiligen Zeitpunkt

wirksamen kontingenten Umständen. Wie sole Verlaufsmuster entstehen,

wie viel oder wie wenig Intentionalität sie brauen und wie Struktur,

Agentur und Kontingenz zusammenwirken, sind Fragen, die

Sozialwissensaler heute häufig unter dem Rubrum der Erforsung

institutionellen Wandels, bei Verwendung von Begriffen wie

Pfadabhängigkeit, critical juncture und dergleien behandeln, ohne dass sie

dabei allerdings sehr weit gekommen wären.



Die Finanzkrise des Staates

Dass i in Gekaue Zeit so viel Raum darauf verwende, die Verwilung

der Fiskalkrise des Staates in die Finanzkrise des Kapitalismus

nazuzeinen, dient au dazu, unter Rügriff auf die Perspektive der von

Sumpeter und Goldseid son am Anfang des 20. Jahrhunderts

geforderten Finanzsoziologie, die si wandelnde Rolle von Staat und Politik

im si wandelnden Kapitalismus der Gegenwart zu beleuten. Hier war an

die weithin akzeptierte Public-Choice-Erklärung des Phänomens der

steigenden Staatsversuldung anzuknüpfen, die vor allem der

Sulökonomie lieb und teuer ist. Einzelheiten finden si im Bu und in

einem späteren, meine Position präzisierenden Zeitsrienaufsatz (Stree

2014c).
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 An dieser Stelle möte i in Kürze drei allgemeine, meinen

Überlegungen zugrunde liegende Intuitionen deutlier als vielleit im

Bu vortragen, au um sie kritiser Prüfung auszusetzen – in der

Hoffnung, dass mir aus ihrer unvermeidli vereinfaten Präsentation kein

Stri gedreht wird:

1. Mein Bu behandelt Staatsversuldung als politis-ökonomises

Phänomen, als eine Erseinung nit bloß in der Demokratie, sondern au

im Kapitalismus. In Letzterem geht es um die Vermehrung

vermehrungsfähigen gesellsalien Kapitals in Form privaten Eigentums;

das birgt die Gefahr von Kooperationszurühaltung derer, die für die

Akkumulation gebraut werden, denen das »Mehrprodukt« aber nit

gehören wird. Da Kapitalismus kein Naturzustand ist, gibt es ihn nur auf

Basis irgendeiner wie au immer gearteten Gegenseitigkeit; bleibt diese aus,

erhebt si unvermeidli die Frage, warum die eine Art von Leuten für die

Bereierung der anderen Art vierzig und mehr Stunden pro Woe

Leistung abliefern soll. Geretigkeits- und Verteilungsprobleme im

Kapitalismus sind insofern nit die Erfindung verantwortungsloser

politiser Störenfriede, sondern liegen in der Natur der kapitalistisen

Sae. Sie lassen si einigermaßen beherrsen, solange hohes Wastum

den Kapitalbesitzern die Abtretung eines Teils des kollektiv erarbeiteten



Zuwases an die Nitbesitzer erleitert. Bei abnehmendem Wastum,

wie na dem Ende der Rekonstruktionsphase in den 1970er Jahren, spitzt

si der Verteilungskonflikt jedo zu, und für die Politik wird es

entspreend swieriger, den sozialen Frieden zu gewährleisten. Die

Herstellung eines politis-gesellsalien Gleigewits gelingt dann

typiserweise nur um den Preis eines wirtsalien Ungleigewits:

wie gesagt, seit den späten 1960er Jahren zunäst in Gestalt hoher Inflation,

dana in Form rapide ansteigender, nit-keynesianiser (weil

kumulativer) Staatsversuldung und ansließend miels einer zum Exzess

getriebenen Ausdehnung der Möglikeiten privater Kreditaufnahme. Wie

in Gekaue Zeit dargelegt, können derartige Problemversiebungen aber

nit mehr sein als Provisorien; sie halten nur, bis das um des lieben

Friedens willen herbeigeführte oder zugelassene wirtsalie

Ungleigewit zu groß, das heißt insofern kontraproduktiv wird, als es

beginnt, selber zur Ursae eines gesellsalien Ungleigewits zu

werden – siehe die Inflation Ende der 1970er Jahre, die aus dem Ruder

gelaufenen öffentlien Defizite in den 1990ern und den Zusammenbru

der überdehnten privaten Finanzmärkte 2008. Dann muss ein neuer,

vermutli wiederum zeitweiliger Notbehelf gefunden werden, etwa heute

die ungebremste Geldproduktion der Zentralbanken out of thin air: politis

verantwortli, im Sinne einer wie immer au vorläufigen Gewährleistung

des sozialen Zusammenhalts und Stabilisierung des Akkumulationsregimes,

und zuglei wirtsali unverantwortli, nämli absehbar längerfristig

selbst zur Krisenursae werdend.
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2. Was die Staatsversuldung als sole angeht, so sprit meiner

Meinung na viel dafür, dass wir es hier mit einem weiteren, von der

Nutzung der Staatsfinanzen als Notnagel der sozialen Integration

unabhängigen Kausalzusammenhang zu tun haben. Au dabei geht es um

die kapitalistise Organisation wirtsalien Fortsris als

Akkumulation von Kapital in Form von Privatbesitz. Ausgangspunkt ist die

von so untersiedlien eoretikern wie Wagner, Goldseid und (dem

jungen) Sumpeter geteilte Vermutung, dass mit fortsreitender

wirtsalier und gesellsalier Entwilung der kollektive Aufwand



für deren Ermögliung und Absierung zunehmen müsse – also für die

Reparatur von Kollateralsäden (siehe die Jahre 2008 und folgende!), die

Bereitstellung und Wartung einer immer ansprusvolleren Infrastruktur,

den Auau des notwendigen »Humankapitals«, die Gewährleistung der

erforderlien Arbeits- und Leistungsmotivation usw. Vielleit ist heute ja

der Zeitpunkt erreit, wo der »Steuerstaat« (Sumpeter) insofern an seine

Grenzen stößt, als, mit Marx, der zunehmend vergesellsaete Charakter

der Produktion im weitesten Sinne beginnt mit den na wie vor privaten

Besitzverhältnissen ernstha in Konflikt zu geraten. Könnte es nit sein,

dass die hartnäig gestiegene Staatsversuldung uns sagen will, dass der

Bedarf an kollektiven Investitionen und kollektivem Konsum über das

hinausgewasen ist, was ein demokratiser Steuerstaat bei seinen

Besitzbürgern und -organisationen bestenfalls zu konfiszieren vermag, und

dass der kollektive Vor- und Nasorgebedarf entwielter kapitalistiser

Gesellsaen mit dem possessiven Individualismus, von dem sie getrieben

und beherrst werden, zunehmend unvereinbar werden könnte? Unter

dieser Perspektive ließen si Neoliberalismus und Privatisierung als

(letztes?) Auäumen der kapitalistisen Produktionsverhältnisse gegen das

verstehen, was man als ihre evolutionäre Obsoleszenz bezeinen könnte,

und die milerweile sogar vom ökonomisen Mainstream verbreitete

Parole von der si anbahnenden »säkularen Stagnation« (siehe unten)

bekäme eine interessant erweiterte Bedeutung.

3. Versär wird der möglierweise hinter der zunehmenden

Staatsversuldung stehende Konflikt zwisen dem öffentlien Charakter

der Produktion und der privaten Aneignung ihrer Ergebnisse dur die

dramatis gewasenen Mobilitätsancen der großen Steuerzahler,

Unternehmen wie Individuen. Als deren Folge sind die politisen

Jurisdiktionen der kapitalistisen Welt gezwungen, in einen Webewerb

um die Loyalität des großen Geldes einzutreten, der unter der Prämisse

steht, dass ein Wastum der »Wirtsa« ebenso wie der Staatseinnahmen

(nur no) dur Investitionen anziehende Steuernalässe erreit werden

kann – die zur letzten Hoffnung der Wirtsasförderer gewordene Laffer-

Illusion. Bis jetzt ist diese allerdings genau das geblieben: Zuglei mit den



Spitzensteuersätzen sind au die Wastumsraten langfristig gesunken.

Slimmer no, parallel zum Rügang der Besteuerbarkeit der

Unternehmen sind deren Ansprüe an die nationalen und regionalen

Infrastrukturen gestiegen; Unternehmen verlangen Steuersenkungen und

Steuererlasse, aber au und zuglei besser ausgebaute Straßen, Flughäfen,

Sulen, Universitäten, höhere Forsungsmiel etc. Die Folge ist eine

tendenziell steigende Besteuerung der kleinen und mileren Einkommen,

etwa auf dem Weg über höhere Verbraussteuern und

Sozialversierungsbeiträge – insgesamt also ein immer degressiveres

Steuersystem.

Vor diesem Hintergrund gewinnt der gegenwärtig zu beobatende,

OECD-weit betriebene Übergang vom Sulden- zum Konsolidierungsstaat

epoale und systemise Bedeutung. Dabei ist verteilungs- wie

klassenpolitis interessant, wie die gesunkene Besteuerbarkeit der

profitabhängigen Klassen und Organisationen und die fiskalisen Defizite,

die aus ihr sowie aus dem Rügang des Wastums entstanden und

entstehen, politis genutzt wurden und werden, um den Abbau der

Sozialstaatlikeit des Nakriegskapitalismus voranzutreiben. Über die

Dynamik dieses Prozesses wissen wir milerweile mehr (Haffert 2014;

Haffert und Mehrtens 2013; Mehrtens 2014). Kurz zusammengefasst lässt si

festhalten (Stree 2015c), dass die Konsolidierung der öffentlien

Haushalte, wie sie seit Mie der 1990er Jahre versut wird, so gut wie

aussließli dur Kürzung von Ausgaben sta dur Erhöhung der

Einnahmen betrieben wird. Begleitet wird das »Sparen«, und zwar

besonders gerne dann, wenn es zu Haushaltsübersüssen führt,

typiserweise von Steuersenkungen, die das Defizit erneuern und dadur

weitere Ausgabenkürzungen begründen. Ziel ist nit der Verzit auf

Sulden, sondern die Rügewinnung des Vertrauens der Kreditgeber dur

langfristige Sierstellung der strukturellen Rüzahlungsfähigkeit der

öffentlien Suldner. Die dazu nötige nahaltige Besneidung der

Staatstätigkeit erfordert die politise und institutionelle Etablierung eines

Austeritätsregimes entlang der Linie neoliberaler »Reform«-Politik mit ihrer

Privatisierung öffentlier Aufgaben und individueller Risikovorsorge.



Insgesamt läu die Politik des Konsolidierungsstaats auf das großangelegte

Experiment hinaus, die notwendigen investiven Vorkehrungen für die

Zukun einer kapitalistisen politisen Ökonomie und ihrer Bürger sowie

die Reparatur der von der kapitalistisen Entwilung verursaten

Umwelt- und Gesellsassäden dem Staat abzunehmen und sie

profirätig sta profitsädigend auf den privaten Sektor, also auf

gewinnorientierte, am Markt operierende Unternehmen zu übertragen

(Stree 2015c).
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Kapitalismus und Demokratie

In diesen Zusammenhang gehört nun au meine ausdrüli als

»stilisiertes Modell« eingeführte Unterseidung zwisen »Staats«- und

»Marktvolk«. Gedat war sie als Provokation für die Demokratietheorie,

die immer no so tut, als finanziere si der Staat im gegenwärtigen

Kapitalismus allein dur seine Steuerbürger – wobei i die aus der von mir

vorgeslagenen Unterseidung bezogenen, thesenha vorgetragenen

Vermutungen explizit als »Beobatungen« auf einem »unterentwielten

Forsungsstand« kennzeine. Es ist wahr, und i habe es ausdrüli

gesagt, dass es Bürger gibt, die beiden »Völkern« zuglei angehören –

allerdings ohne mi auf die absurde ese einzulassen, dass »wir« es sind,

also die »bürgerlie Mielsit«, die die Finanzialisierung und ihre

Krisen »antreiben«. Dies häe bedeutet, auf den Versu zu verziten, der

Spannung zwisen Bürgerret und Wirtsasret, wie sie im

Suldenstaat des gegenwärtigen Kapitalismus zu beobaten ist, wenigstens

annäherungsweise begrifflien Ausdru zu geben.

Ähnli verhält es si mit meiner Unterseidung zwisen sozialer

Geretigkeit und Marktgeretigkeit – einer analytisen Konstruktion, die

von mir ausdrüli als sole eingeführt wird und mit der i mi

eigentli auf gut gesierten Pfaden wähnte. Demokratise Politik im

Kapitalismus steht normalerweise unter Dru, Marktergebnisse egalitär zu



korrigieren (zu »verzerren«), weil Märkte dazu tendieren, die Verteilung

ihrer Früte immer ungleier werden zu lassen (ebenso Pikey 2014). Wer

nur eine si na Maßgabe der Grenzproduktivität ergebende, »effiziente«

Verteilung für »geret« hält (u. a. eben Hayek, aber bei weitem nit nur

er), vielleit au, weil sie zufälligerweise ihn selber begünstigt, wird für

einen verteilungspolitis neutralisierten Staat eintreten, der »die Märkte zu

ihrem Ret kommen lässt«; andere werden Marktergebnisse »sozial«

beritigen wollen. Die normativen und politisen Swierigkeiten, die si

mit einem Begriff wie »soziale Geretigkeit« verbinden, werden von mir

ausdrüli erwähnt; sie hindern aber bekanntli niemanden daran, si in

der Praxis auf ihn zu berufen – oder au im Gegenteil, im Sinne einer

»sauberen Lösung«, das Geretigkeitsproblem einem System si frei

bildender relativer Preise und damit si selbst zu überlassen.

Ein Gedanke, der im Bu fehlt, aber gut hineingepasst häe, betri die

Frage, warum politise Korrekturen von Märkten so leit und anseinend

zunehmend Gefahr laufen, als »politis« im Sinne von willkürli und

korrupt angesehen zu werden. Während si die Urteile »des Marktes« als

geret-weil-objektiv darstellen lassen, zustande gekommen sine ira ac

studio na allgemeinen, nitpartikularistisen, unpersönlien Regeln,

werden die Eingriffe der Politik in das »freie Spiel der Marktkräe«

anseinend wie selbstverständli mit Ausbeutung der Allgemeinheit dur

mätige Cliquen assoziiert. Dass Märkte von soler Ausbeutung frei,

gewissermaßen klinis sauber seien, ist eine Vorstellung, die von ihren vor

allem in der ökonomisen Profession angesiedelten Propagandisten mit

erstaunliem Erfolg verbreitet wird, allen Nariten über Kartelle,

Preisabspraen, »Bankenreungen« usw. zum Trotz – über Goldman Sas

und die Deutse Bank, über den LIBOR, den Goldpreis und die

Devisenkurse – und völlig unabhängig von unzähligen

Forsungsergebnissen beispielsweise zum Nitzusammenhang von

»Leistung« und Bezahlung im Topmanagement oder zu den inzütigen

Karrierewegen seiner Mitglieder. Märkte überleben als ideale Welt

erstrebenswerter Geretigkeit, ungeatet aller Kartellverfahren und

Betrugsprozesse, die au no unverdrossen als Beweise dafür angeführt



und anerkannt werden, dass si verlässli ritigstellen lässt, was am

Rande der großen Geretigkeitsmasine des Marktes gelegentli

siefläu.

Dass Märkte ihrem Wesen na sauber sind, und ihre politisen

Korrekturen entspreend unsauber, ist die Prämisse einer weitverbreiteten,

gegen Erfahrung erstaunli immunisierten Geretigkeitsvermutung zu

ihren Gunsten, ungeatet dessen, dass es wirkli »freie« Märkte so gut

wie nie gibt. Zugrunde seint dem zu liegen, was man als den Zauber der

antifizierung und die Magie der Undursaubarkeit bezeinen kann.

Die Kriterien demokratiser Marktkorrekturen sind qualitativer Art; sie

müssen rhetoris begründet werden, in Reden, die Gegenreden zulassen

müssen. Am Ende werden in der Regel nit alle derselben Meinung sein,

und wenn deshalb überhaupt etwas gesehen soll, bedarf es des

Kompromisses oder au der autoritativen Dursetzung des Willens der

Mehrheit na beslossenem Ende der Debae. Außerhalb des politisen

Streits gibt es keine Instanz, die für si in Anspru nehmen könnte, eine

objektiv ritige Lösung ermieln zu können, an der das tatsäli

Entsiedene zu messen wäre. Kollektive Entseidungen über Art und

Ritung staatlier Eingriffe in »das freie Spiel der Marktkräe« finden in

der Regel mindestens teilweise öffentli sta und sind dadur mit all ihren

Haken und Ösen, in ihrer Improvisiertheit, ihrer Vorläufigkeit und

situations- und matabhängigen empirisen Versmutzung grundsätzli

sitbar. Dies ist anders in der Welt des von Politik »freien« Marktes, in der

ohne langes kontroverses Gerede Werte als Preise ausgedrüt werden,

jenseits von moralis-rhetorisem Hin und Her, unbestreitbar,

kompromisslos und vor öffentlier Kompromiierung gesützt: der Preis

ist der Preis, niemand muss für ihn Verantwortung übernehmen, keiner

kann für ihn zu dieser gezogen werden, und wenn eine verbreerise

Verswörung im Ausnahmefall den wahren Preis verfälst hat, kann das

Kartellamt ihn naträgli ausrenen und dana den Verswörern ihre

gerete Strafe zumessen. So kommt es, dass im Spannungsverhältnis von

Kapitalismus und Demokratie die neoliberale Verteidigung reiner

Marktgeretigkeit, wenn sie es gesit anstellt, gegen eine den Markt



korrigierende, politisierte soziale Geretigkeit in der Kampahn der

öffentlien Meinung so erstaunli o Platzvorteil genießt.

Wie weiter?

Mit dem Zusammenbru der Versuldungspolitik 2008 war die

Krisensequenz des Nakriegskapitalismus nit zu Ende. Im Bu (S. 76;

hier S. 118) war von einer »nästen Etappe« die Rede, von der man si

freili nur ein »ungefähres« Bild maen könne. Absehbar sei »der Versu

einer endgültigen Freisetzung der kapitalistisen Wirtsa und ihrer

Märkte, nit von den Staaten, auf die sie in vielfaer Weise zur

Absierung angewiesen bleiben, aber von der Demokratie als

Massendemokratie, wie sie zum Regime des demokratisen Kapitalismus

gehörte«. Und weiter hieß es:

Heute seinen die Miel zur Beherrsung von Legitimationskrisen dur Erzeugung von

Wastumsillusionen ausgesöp; insbesondere der mit Hilfe der entfesselten Finanzindustrie

produzierte Geldzauber der letzten beiden Jahrzehnte ist wohl endgültig zu gefährli geworden,

als dass man es no einmal wagen könnte, mit ihm Zeit zu kaufen (S. 77; hier S. 119 f.).

Drei Jahre später hängen wir no immer in der Lu. Was zugenommen hat,

über das hinaus, was man no vor kurzem für unvorstellbar gehalten haben

mag, ist die Ungewissheit darüber, wie es weitergehen wird. No nie, so

seint es, waren die Experten in den Reparaturwerkstäen des

fortsreitenden Kapitalismus so uneins wie heute, nit nur über die

erapie, sondern au über die Diagnose.

[17]

 Allen Beswörungsversuen

zum Trotz laufen die drei nun son jahrzehntealten Trends, die den

allmählien Zerfall des Kapitalismus der Gegenwart als

reproduktionsfähiges Sozialsystem markieren, ungebroen weiter und

beginnen si ineinander zu einer Abwärtsspirale zu versrauben:

abnehmendes Wastum, zunehmende Ungleiheit und steigende

Gesamtversuldung – wobei niedriges Wastum ebenso die

Ungleiverteilung der Einkommen erhöht wie diese umgekehrt, in Gestalt



zunehmender Konzentration des gesellsalien Reitums bei den oberen

»ein Prozent«, höherem Wastum im Wege steht; wirtsalie

Stagnation einen Suldenabbau ebenso erswert wie hohe Versuldung

der für neues Wastum erforderlien zusätzlien Kreditaufnahme selbst

bei niedrigsten Zinsen hinderli ist;

[18]

 und mit immer höheren

Versuldungspyramiden das Risiko eines erneuten Zusammenbrus des

Finanzsystems laufend zunimmt.

[19]

Darüber, wie das zu beheben wäre – wie si dieses historis einzigartige

Syndrom von parallelen, einander verstärkenden krisenhaen

Entwilungen auflösen ließe –, rätseln die Kundigen und suen

verzweifelt na wie immer au improvisierten Mieln, um die näste

Stunde der Wahrheit no ein paar Jahre hinauszusieben. Im November

2013 eröffnete Larry Summers, Finanzminister unter Clinton, Aritekt der

finanziellen Deregulierung der 1990er Jahre und na wie vor der Größte der

Großen unter den Wartungsmeanikern der ins Stoern geratenen

kapitalistisen Kapitalproduktionsmasine, den Teilnehmern des

jährlien Wirtsasforums des Internationalen Währungsfonds (IWF) eine

biere Perspektive: dass die kapitalistise Welt si möglierweise in einer

»säkularen Stagnation« befinde, in einem »Dauerzustand langsamen

Wastums«. Dieser bestehe vielleit son länger, und 2008 sei seine Folge

gewesen, nit seine Ursae. Na der Jahrtausendwende, so Summers,

habe selbst eine riesige Blase auf dem amerikanisen Häusermarkt die

amerikanise Volkswirtsa kaum zum Wasen gebrat:

Wenn man zurüblit und si die Wirtsa vor der Krise ansieht, dann ist da etwas ein

bissen eigenartig. Viele Leute glauben, dass die Geldpolitik zu loer war. Jeder stimmt zu, dass

in gewaltigem Ausmaß unvorsitig Kredite vergeben wurden. Nahezu jeder stimmt zu, dass der

von den Haushalten gespürte Wohlstand den tatsälien Wohlstand überstieg. Zu loeres Geld,

zu viel Kredit, zu viel Reitum. Aber gab es einen großen Boom? Die Kapazitätsausnutzung war

nit unter großem Dru; die Arbeitslosigkeit war nit bemerkenswert niedrig; von Inflation

konnte keine Rede sein – so dass irgendwie nit einmal eine große Blase ausreite, um eine

übersüssige Gesamtnafrage zu erzeugen.

[20]

Wenig später, am 15. Dezember 2013, diskutierte Summers in einem Artikel

in der Financial Times, was daraus folgen könnte:



Was das bedeutet, ist, dass die Annahme, dass irgendwann normale wirtsalie und politise

Bedingungen zurükehren werden, nit aufreterhalten werden kann […]. Der eine oder andere

hat die Ansit vertreten, dass, wenn man von einer säkularen Stagnation ausgeht, Blasenbildung

zur Unterstützung der Nafrage wünsenswert sei.

[21]

 Das verweselt aber Vorhersage mit

Empfehlung. Es ist selbstverständli besser, Nafrage dur produktive Investitionen oder

hogesätzten Konsum zu unterstützen als dur künstli erzeugte Blasen. Andererseits muss

man vernünigerweise anerkennen, dass niedrige Zinssätze die Preise von Vermögenswerten

erhöhen und Investoren dazu bringen, größere Risiken einzugehen, was Blasenbildung

wahrseinlier mat.

Was aber tun, wenn einem nits anderes übrigbleibt? Was man heute

besser sehen kann als vor drei Jahren, ist, wie das Kaufen von Zeit na 2008

weitergegangen ist und bis auf weiteres weitergehen muss, aber nit mehr

auf Renung der privaten Geldindustrie, die trotz restaurierter Boni no

immer unter posraumatisen Störungen leidet, sondern glei auf die der

Zentralbanken, die mehr denn je zu den eigentlien Regierungen des

postdemokratisen Kapitalismus geworden sind, unabhängiger von

Wahlen, Parlamenten, Regierungen, Gewerksaen usw. als jede andere

Institution, ausgenommen vielleit Goldman Sas und Kollegen. In

Gekaue Zeit ist die Rolle des Geldes letztendli unterbelitet geblieben;

dass Geld heute mehr denn je der »ganz besondere Sa« des Kapitalismus

ist, häe man son damals besser verstehen können und deutlier maen

müssen. Na 2008 ist die Geldsöpfung – die »Flutung« der »Märkte« mit

»Liquidität« – fast völlig an die Zentralbanken übergegangen, die immer

neue Wege gefunden haben, frises Geld zu produzieren, dur Vergabe

von Krediten zu Niedrigstzinsen an das private Bankensystem oder indem

sie Banken, Staaten und Unternehmen Suldtitel abkaufen, au sole

unterster Bonität. Dabei sind ihnen seit dem Ende von Breon Woods und

dem endgültigen Absied vom Metallgeld keine Grenzen mehr gesetzt. Als

Folge sind die Bilanzsummen der führenden Zentralbanken seit 2008 rapide

gewasen und haben si in den sieben Jahren seit dem Ende des Jahres

2006 insgesamt nahezu verdreifat (Abb. 1).



Abb. 1

Ungewiteter Dursni für Australien, Österrei, Belgien, Kanada, Dänemark, Finnland,

Frankrei, Deutsland, Grieenland, Irland, Italien, Japan, Niederlande, Norwegen, Portugal,

Spanien, Sweden, Sweiz, UK und die USA. OECD Economic Outlook: Statistics and Projections,

laufende Veröffentliungen.

Zentralbankgeld ist heute nit mehr knapp; deshalb können die

Zentralbanken es zum Nulltarif an ihre Sützlinge im privaten Finanzsektor

oder an Regierungen ausleihen, Verluste aus ausgefallenen Krediten sadlos

absreiben und ihren Gläubigern auf das Glaubhaeste versiern, dass

ihre Einlagen bei ihnen in sieren Händen sind. Wo mangels Nafrage

Wastum trotz negativer Realzinsen nit stafindet und ein Preisverfall

droht, dessen Folge eine reale Zunahme der son jetzt gewaltigen

Suldenlast wäre, mit Aussit auf eine Krise wie in den 1930er Jahren,



erseint die Möglikeit einer dur exzessive Geldproduktion bewirkten

Inflation als geringere Sorge – bzw. wäre ihr Eintreten sogar, bis zu einem

gewissen Punkt, erwünst, als Anreiz zu Investition und Konsum ebenso

wie als Miel zum Suldenabbau. Kritik an der Massenproduktion von

billigem Geld stößt im Übrigen auf Desinteresse bei Regierungen, die auf

niedrige Zinsen für die Refinanzierung ihrer Suldenberge angewiesen sind,

und bei Banken, die ihre Sropapiere bei der Zentralbank abladen und ihr

dabei erlöstes oder au von der Zentralbank geborgtes Geld mit Gewinn an

Staaten oder Unternehmen, sofern si unter Letzteren Abnehmer finden,

weiterverleihen können.

Die Überswemmung der Welt mit freihändig gesöpem Geld hat die

Finanzialisierung des Gegenwartskapitalismus ebenso weitergehen lassen

wie die mit ihr einhergehende Zunahme der Ungleiheit der Einkommen.

Wastum hat sie aber nit bewirkt: die Vergabe von Krediten dur die

Banken an die Unternehmen stot, weil deren son jetzt hohe Suldenlast

entweder diesen oder den Banken oder beiden Angst mat. Zuglei hat sie

es den Staaten ermöglit, si no weiter, nahezu auf das Anderthalbfae

des Vorkrisenstands, zu versulden (Abb. 2), allen

Konsolidierungsverspreungen zum Trotz. Dabei ist klar, ebenso wie

seinerzeit bei Inflation, Staatsversuldung und privater Versuldung, dass

die Ausweitung der Anlagen und Verbindlikeiten der Zentralbanken nit

endlos weitergehen kann. Seit 2013 gibt es Versue in den USA und in

Japan, den Ri auf dem Tiger, in Amerika »quantitative easing« genannt, zu

beenden, aber son die erste Ankündigung ließ die Aktienpreise abstürzen,

und die Operation wurde versoben. Im Juni desselben Jahres erklärte dann

die Bank für Internationalen Zahlungsausglei (BIZ), die Zentralbank der

Zentralbanken, die Politik des billigen Geldes für obsolet. In ihrem

Jahresberit erinnerte sie daran, dass die Zentralbanken in Reaktion auf die

Krise und die nur sleppende Erholung ihre Bilanzsummen wie nie zuvor

ausgeweitet häen, »mit weiter steigender Tendenz« (Bank für

Internationalen Zahlungsausglei 2013, 5). Dies sei nötig gewesen, weil nur

so »ein finanzieller Zusammenbru zu verhindern« gewesen sei. Jetzt aber

müsse es darum gehen, »no immer trägen Volkswirtsaen wieder zu



hohem und nahaltigem Wastum zu verhelfen«. Das aber übersteige die

Möglikeiten von Zentralbanken, die die strukturellen wirtsalien und

finanziellen Reformen nit dursetzen könnten, die erforderli seien,

[…] um die Volkswirtsaen auf einen realen Wastumspfad zurüzubringen, wie ihn

Regierungen und Öffentlikeit wollen und erwarten. Was die Zentralbanken dur ihre

nagiebige Politik während des beginnenden Aufswungs getan haben, ist Zeit zu kaufen […].

Aber diese Zeit ist nit gut genutzt worden, da anhaltend niedrige Zinssätze und eine

unkonventionelle Geldpolitik es dem privaten Sektor leit gemat haben, seine Entsuldung

aufzusieben. Zuglei haben sie es den Regierungen erleitert, Haushaltsdefizite zu finanzieren

und notwendige Reformen sowohl in der Realwirtsa als au im Finanzsystem zu verzögern.

Billiges Geld legt es nah, zu borgen ansta zu sparen, auszugeben ansta zu besteuern, und so zu

bleiben, wie man ist, ansta si zu ändern (ebd.).

Abb. 2

Ausgedrüt in Billionen US-Dollar (na deutser Terminologie). Eine deutse Billion entsprit

einer amerikanisen Trillion, also 1000 Milliarden (10

12

). Bank für Internationalen Zahlungsausglei

(2014), S. 98.


